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BETEILIGT EUCH AN DEN AKTIONEN DER TARIFRUNDE 2021:

Wir kämpfen für mehr
Lohn und Respekt!

MOMENT MAL!
Einige Herren vom 
Arbeitgeberver-
band HDE geben 
schrille Töne von 
sich, weil ver.di für 
die Beschäftigten 
spürbare Verbes-
serungen der Ein-
kommen fordert. 
Da fallen Vokabeln wie „utopisch“ 
und „verantwortungslos“ – als ob wir 
völlig über das Ziel hinausschießen 
würden, während die Branche am 
Boden liegt. Beides ist falsch. 
Tatsache ist, dass auch unter Corona-
Bedingungen im Handel Milliarden-
gewinne eingestrichen werden. 
Gleichzeitig bezieht laut einer aktu-
ellen Studie jede zweite Verkäuferin 
in NRW nur Niedriglohn, ein Ergebnis 
das die Lage in ganz Deutschland 
sichtbar macht. In weiten Teilen des 
Einzel- und Versandhandels werden 
keine existenzsichernden Löhne ge-
zahlt, was auch die Konkurrenten 
bedrängt. Und das ist kein Naturer-
eignis. Dumping und Tarifflucht ge-
hören zum Vernichtungswettbewerb, 
den milliardenschwere Konzerne 
betreiben – ganz vorn dabei ist Ama-
zon, das seit kurzem beim HDE eine 
Mitgliedschaft ohne Tarifbindung 
hat. Das muss sich ändern, auch dafür 
kämpfen wir!

PETRA RINGER
ist bei ver.di zuständig für die Tarifkoordinie-

rung im Einzel- und Versandhandel

Die nächste Ausgabe erscheint 
im Juni 2021
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NR.1 20. JAHRGANG

MAI 2021 D ie Tarifbewegung 2021 im Handel 
nimmt an Fahrt auf: Mit ersten 

Aktionen haben ver.di-Aktive auf die 
Forderungen ihrer Tarifkommissionen 
nach spürbaren Verbesserungen der 
Einkommen aufmerksam gemacht – auf 
zentralen Plätzen u.a. in Frankfurt am 
Main, Essen und Augsburg. Auftaktter-
mine zu Verhandlungen im Einzel- und 
Versandhandel gab es bei Redaktions-
schluss Ende April und Anfang Mai. Ab 
Mitte des Monats sind bundesweit in-
tensivere betriebliche Aktivitäten und 
öffentliche Mobilisierungen unter den 
Tarifslogans »Ohne uns kein Geschäft!« 
und »Ohne uns kein Handel!« zu er-
warten, bei denen ver.di zur Teilnahme 
aufruft.

»Als Tarifgewerkschaft nehmen wir 
die großen Herausforderungen an, die 
es aktuell in der Branche gibt«, sagt 
Orhan Akman, Bundesfachgruppenlei-
ter für den Einzel- und Versandhandel. 
»Wir ducken uns nicht weg, sondern 
kämpfen auch in dieser Tarifrunde für 
existenzsichernde Löhne und gegen 
Altersarmut.« Dabei können sich auch 
tariflose bzw. tarifflüchtige Unterneh-
men auf einiges gefasst machen. Zuletzt 
hatten Amazon-Beschäftigte im Oster-
geschäft vier Tage lang an sechs Stand-

orten – in Rheinberg, Werne, Koblenz, 
Leipzig und in den zwei Versandzentren 
Bad Hersfeld – gestreikt. 

Im Einzel- und Versandhandel soll 
Druck gemacht werden für 4,5 Prozent 
mehr bei den Löhnen und Gehältern 
sowie für eine zusätzliche Erhöhung um 
45 Euro. Als tariflicher Mindestlohn wird 
12,50 Euro pro Stunde verlangt, weil 
alles darunter im Alter nicht einmal zur 
Grundsicherung reichen würde. Für die 
Azubis wird in den Tarifregionen über-
wiegend 100 Euro mehr pro Monat 
gefordert.

Rekordarbeit muss endlich
besser bezahlt werden!

Wie zahlreiche Tarifbefragungen unter 
Gewerkschaftsmitgliedern und Be-
schäftigten im Handel seit Anfang des 
Jahres ergeben haben, ist die Angst vor 
Altersarmut sehr verbreitet. Gleichzei-
tig findet die Forderung nach allgemein-
verbindlichen Tarifverträgen als drin-
gend notwendige Maßnahme gegen 
Tarifflucht und Lohndumping überall 
Zustimmungswerte von weit über 90 
Prozent. Sie wird jetzt in allen Bundes-
ländern erhoben – auch für den Groß- 
und Außenhandel. Dort variiert die 

Forderungshöhe zum Teil erheblich: 
Zwischen 4,5 Prozent plus Festbetrag 
und 6 Prozent, wobei alternativ Fest-
beträge bis zu 199 Euro bzw. 1 Euro 
pro Stunde verlangt werden (ausführlich 
dazu Seite 3). 

Zu erwarten ist auch diesmal ein kon-
fliktreicher Verlauf der Tarifrunden, 
nachdem Arbeitgebervertreter die ge-
werkschaftlichen Positionen schon früh-
zeitig als »utopisch« und »realitäts-
fremd« bezeichnet hatten. Sie erwecken 
den Eindruck als wäre der gesamte 
Wirtschaftszweig Handel zur Krisen-
branche geworden. Und das wirft die 
Frage auf, wer tatsächlich ein gestörtes 
Verhältnis zur Wirklichkeit hat (siehe 
Kurzkommentar auf dieser Seite).

»Uns macht so schnell niemand was 
vor und wir wissen, was die Kolleginnen 
und Kollegen jeden Tag leisten bzw. an 
existenziellen Sorgen auszuhalten haben, 
wenn sie in Kurzarbeit sind«, betont 
Stefanie Nutzenberger, für den Handel 
zuständiges ver.di-Bundesvorstandsmit-
glied. »Ohne die Beschäftigten im Han-
del läuft nichts, die Versorgung der 
Bevölkerung würde zusammenbrechen. 
Und das war schon vor Corona so.«

In von Privatkaufleuten geleiteten 
Edeka-Märkten sind gewerkschaft-

liche Betriebsräte, die echte Mitbestim-
mung praktizieren wollen, oft uner-
wünscht. Aktuelles Beispiel: Die elf 
Märkte im Südbadischen, die der selb-
ständige Kaufmann Norbert Baur be-
treibt. Kurz nach einem Gütetermin vor 
dem Arbeitsgericht Radolfzell über die 
Rechtmäßigkeit einer Betriebsratswahl, 
verständigten sich Mitte April der BR 
der Edeka Baur Konstanz und ver.di auf 
den Rücktritt des im Januar gewählten 
Gremiums. Damit ist der Weg für eine 
Neuwahl frei.

Bereits im vergangenen Jahr hatten 
sich Beschäftigte und aktive Gewerk-
schafter*innen in der Radolfzeller Fili-
ale Bodanstraße darauf geeinigt, eine 
Betriebsratswahl in Gang zu bringen. 
Gründe für die Initiative waren eine um 
bis zu 30 Prozent schlechtere Bezah- 
lung und längere Arbeitszeit als nach 
den Flächentarifverträgen. »Als die Ge-
schäftsleitung davon Wind bekam, ging 
der Terror los«, berichtet Markus Klemt, 
der bei ver.di Südbaden für den Handel 
zuständig ist. Der Hauptinitiator der Be-
triebsratswahl erhielt die Kündigung, die 
das Arbeitsgericht jedoch am 10. Februar 

B E I  „ P R I V A T E N “  M Ä R K T E N  G I B T  E S  O F T  Ä R G E R

I N H A LT
 PRIMARK: Protest gegen die be-
absichtigte Kündigung des Hannove-
raner Betriebsratsvorsitzenden und 
Gewerkschafters Ralf Sander Seite 2

 SONNTAGSFREI: Seit 1.700 Jahren 
gibt es den arbeitsfreien Sonntag, der 
ständig angegriffen wird. Er ist schüt-
zenswerter denn je! Seite 4

Zoff um Betriebsrat für Edeka Baur
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dieses Jahres kassierte. Der zuständige 
Richter erkannte keinerlei Gründe für 
die Kündigung, hieß es in einem Bericht 
über die Ereignisse bei Baur im Online-
magazin »seemoz«. 

Die Geschäftsleitung nahm allerdings 
weiter massiv Einfluss auf die Belegschaft 
und installierte nach Weihnachten eine 
Wahlliste, für die einer der stellvertre-
tenden Marktleiter Unterschriften gesam-
melt hatte. Auch zwei Kandidat*innen 
der ursprünglichen Initiative wechselten 
das Lager, nachdem die  Geschäftsleitung 

Gegen den Versuch der Modekette Primark, mit Ralf Sander einen aktiven Ge-
werkschafter und Betriebsratsvorsitzenden unter fadenscheinigen Begründungen 
loszuwerden, haben Mitte April in Hannover über hundert Kolleginnen und Kol-
legen protestiert (siehe Bericht auf Seite 2)  FOTO: ARCHIVFortsetzung auf Seite 4

AUF DIE STRASSE! – so lautete das Motto der Auftaktveranstaltung für die Tarifrunde im hessischen Handel am 14. April in Frankfurt am Main (links oben). In der Es-
sener Innenstadt hatte die ver.di-Verhandlungskommission für den Einzelhandel in NRW am Vortag mit einer ersten Protestaktion auf ihre Forderungen an die  Arbeitgeber 
aufmerksam gemacht. FOTOS: KATJA DEUSSER (2) , VER.DI

Fortsetzung auf Seite 4

H Ä N D E  W E G  V O N  R A L F  S A N D E R !
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Der internationale Gewerkschafts-
verbund UNI, dem auch ver.di an-

gehört, hat eine Protestmail-Aktion 
gegen die Standortschließungen und 
Entlassungen bei der Parfümeriekette 
Douglas gestartet. Die Aktion findet 
auch in Spanien und Italien statt. »Tina 
Müller: Hören Sie auf, die Pandemie als 
Vorwand zu benutzen, um Arbeitsplät-
ze zu vernichten!«, heißt es an die 
Vorstandsvorsitzende (CEO) gerichtet.

In Deutschland ist vorgesehen, im 
Rahmen der »Digital-First-Strategie« 
rund 60 der über 430 Läden dicht zu 
machen, insgesamt geht es europaweit 
um die Streichung von 2.500 Arbeits-
plätzen und die Schließung von 500 
Filialen.

»Zeigen Sie sich solidarisch – machen 
wir der Unternehmensleitung gemein-
sam deutlich, dass sie die Profitgier des 
Unternehmens nicht über die Zukunft 
der Beschäftigten stellen soll«, wird im 
Aufruf zur Mailaktion betont.

Das Unternehmen stehe gut dar und 
verzeichne nach eigenen Angaben einen 
Umsatz von 1,2 Milliarden Euro. Die 
Online-Umsätze seien während der 
Pandemie um 60 % gestiegen. »Zudem 
hat Douglas während des Lockdowns 
staatliche Gelder erhalten, um die Löh-
ne der Beschäftigten zu decken. Der 
Abbau der Arbeitsplätze und Filialschlie-
ßungen stehen somit in keinem Ver-
hältnis zu den Auswirkungen der Pan-
demie.«

www.actionnetwork.org/letters/solida-
ritat-mit-den-beschaftigten-bei-douglas

A U S S T I E G  A U S  D E R  T A R I F B I N D U N G  U N D  K Ü N D I G U N G  D E S  B R - V O R S I T Z E N D E N  R Ü C K G Ä N G I G  M A C H E N !

de Mütter und schwerbehinderte Men-
schen, die auf sozial- und gesundheits-
verträgliche Arbeitszeiten angewiesen 
sind. Als Rechtfertigung dient neben 
den Umsatzrückgängen infolge der 
Pandemie die Digitalisierung. Bis Mitte 
April hat das Unternehmen nach eige-
nen Angaben bereits über 550 Stellen 
vernichtet. Zugleich bestätigt sich die 
Befürchtung, dass sich die Arbeitszeiten 
der verbliebenen Kolleg*innen an die 
»sich verändernden Kundenwünsche« 
anpassen sollen.

»Wir brauchen dringend
eine tarifliche Regelung«

»Das und auch das Verhalten gegenüber 
der Mitbestimmung zeigt, wie wichtig 
unsere Forderung nach einem Digitali-
sierungstarifvertrag ist«, meint Stein-
beck, die sich im Gesamtbetriebsrat 
(GBR) und in der ver.di-Bundestarifkom-
mission engagiert. Als der GBR die Ein-
führung der RFID-Technologie nicht 
sofort durchwinken wollte, drohte das 
Management sogleich mit der Vergabe 
von Tätigkeiten an Fremdfirmen. »Die 
Betriebsräte werden damit massiv unter 
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Rolle rückwärts bei Ikea: Plötzlich will 
der Möbelgigant nicht mehr mit  

ver.di über den »Tarifvertrag. Zukunft. 
Ikea« verhandeln. Auch die Textilkette 
H&M verweigert Tarifverhandlungen zur 
Gestaltung der Digitalisierung. Statt-
dessen werden Beschäftigte mit Stel-
lenabbau und der Drohung von Out-
sourcing unter Druck gesetzt. In beiden 
Unternehmen muss die Antwort nun 
aus den Betrieben kommen.

»Man bekommt es mit der Angst zu 
tun«, sagt Jennifer Steinbeck, die bei 
H&M in Bremerhaven als Sales Advisor 
arbeitet. Im Dezember verkündete das 
Unternehmen den Abbau von rund 800 
Arbeitsplätzen. Schnell wurde klar, wen 
es mit dem »Freiwilligenprogramm« 
loswerden möchte: Beschäftigte, die 
nicht zu jeder Zeit flexibel einsetzbar 
sind – also zum Beispiel alleinerziehen-

Zum Konflikt bei Thalia hat der  
ver.di-Landesfachbereich Handel in 

Berlin-Brandenburg auf der Internet-
plattform WeAct eine Petition an die 
Geschäftsführung gestartet. Die bun-
desweit tätige Buchhandelskette war 
zum Anfang des Jahres komplett aus 
der Tarifbindung geflüchtet und will den 
Berliner Betriebsratsvorsitzenden los-
werden. Bitte unterschreiben!

»Als ersten Schritt verlangen wir die 
sofortige Rücknahme der Kündigung 
des Berliner Betriebsratsvorsitzenden 
Thomas Sielemann. Als zweiten Schritt 
fordern wir Sie zum Abschluss eines 
Anerkennungstarifvertrages auf die 

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

 REWE BOOMT: Die Rewe Group 
hat mit zweistelligen Zuwachsraten 
im Supermarkt-Geschäft den Ein-
bruch in der Tourismus-Sparte mehr 
als wettgemacht und erzielte 2020 
mit 75,3 Mrd. Euro einen Rekordum-
satz. Rund 12 Milliarden Euro davon 
entfielen auf die Übernahme von 
Lekkerland. Im Supermarktgeschäft 
in Deutschland stiegen die Umsätze 
um mehr als 12 Prozent auf 26,5 Mil-
liarden Euro. Die konzerneigene 
Discount-Tochter Penny steigerte 
ihre hiesigen Umsätze um 5,4 Prozent 
auf 8 Milliarden Euro. Auch das Ge-
schäftsfeld Toom-Baumarkt steigerte 
den Umsatz um knapp 20 Prozent auf 
2,7 Milliarden Euro. 

 GALERIA-STATEMENT: Aufgrund 
der Corona-bedingten Warenhaus-
schließungen schließt der CEO von 
Galeria Karstadt Kaufhof, Miguel 
Müllenbach, einen weiteren Staats-
kredit nicht aus. Das sagte er Ende 
April in einem Interview. Anfang 
dieses Jahres hatte der Bund dem 
Unternehmen bereits ein Nachrang-
darlehen über insgesamt 460 Mio. 
Euro gewährt.

 REKORDUMSATZ: Die zur Otto 
Group gehörende Einzelgesellschaft 
otto.de verzeichnet für das ver-
gangene Geschäftsjahr ein Rekord-
wachstum von 30 Prozent auf 4,5 Mrd. 
Euro. Das entspricht dem Wachstums-
niveau des Versandgiganten Ama-
zon, der allerdings in Deutschland 
2020 mit 25,9 Mrd. Euro ein Vielfaches 
erlöst hat. Die Zahl der aktiven Kun-
den bei otto.de ist um fast 30 Prozent 
auf rund 9,4 Mio. gestiegen. Beson-
ders gefragt sind Möbel und Wohnac-
cessoires sowie Technik und Multi-
media.

 WICHTIG ZU WISSEN: Im Handel 
ist Homeoffice oft nicht drin. Kon-
takte mit den Arbeitskolleg*innen 
und den Kund*innen erhöhen das 
Risiko, an Covid19 zu erkranken. Es 
ist noch immer aktuell und wichtig 
zu wissen,  wie im Betrieb nachhal-
tige Arbeitsschutzregeln eingefor-
dert werden können und welche 
Rechte Beschäftigte im Krankheitsfall 
haben. Alles dazu ist hier zu finden: 
www.arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.
verdi.de/  bzw. www.handel.verdi.de/
themen/corona

Flächentarifverträge des Einzelhandels 
auf«, heißt es in der Petition, die mit 
dem Suchwort »Thalia« schnell bei 
WeAct zu finden ist.

Das Unternehmen hatte Anfang Ja-
nuar nach dem Ausstieg aus der Tarif-
bindung ein eigenes erfolgsabhängiges 
Vergütungssystem angekündigt und 
Umstrukturierungen vorgenommen. 
Zwölf Berliner Filialen wurden an die 
Vertriebsgesellschaft Nord ausgegliedert, 
die Filiale im Stadtteil Spandau übertrug 
man als Franchisebetrieb an einen ehe-
maligen Thalia-Manager. Genau diesem 
abgespaltenen Buchladen ist der bisher 
freigestellte Betriebsratsvorsitzende, der 

Dringende Petition an Thalia

Nach einem Wechsel im Spitzenma-
nagement ändert sich bei der Tex-

tilkette Primark offenbar die Unterneh-
menskultur: Wegen eines angeblichen 
Datenschutzverstoßes soll jetzt Ralf 
Sander, Betriebsratsvorsitzender in Han-
nover und aktiver Gewerkschafter ge-
kündigt werden. Das hat bereits zu 
heftigen Protesten geführt. 

In Deutschland werden weitere Be-
triebsratsmitglieder mit Entlassung be-
droht, wie aus einer Resolution des 
Gesamtbetriebsrates hervorgeht. Zum 
Beispiel auch in Berlin und Weiterstadt. 
Wörtlich heißt es: »Wir erwarten, dass 

I N I T I A T I V EH E F T I G E  P R O T E S T E  G E G E N  A N G E S T R E B T E  F R I S T L O S E  K Ü N D I G U N G

Rückzieher 
und Blockaden

alle Kündigungen, Kündigungsbegehren 
sowie Kündigungsdrohungen unverzüg-
lich zurückgenommen werden und 
anstelle der Konfrontation wieder Ko-
operation mit den Betriebsräten tritt. 
Das ist das Gebot der Stunde.«

Ein Gütetermin zu der von Primark 
angestrebten fristlosen Kündigung in 
Hannover ist Mitte April am Arbeitsge-
richt gescheitert. Die Hauptverhandlung 
ist für den 19. Mai angesetzt.

Bei einer Kundgebung und »Protest-
meile« in der niedersächsischen Lan-
deshaupstadt, zu der ver.di am 16. 
April aufgerufen hatte, wurde das Vor-

gehen von Primark als gezielter Angriff 
auf die Interessenvertretung der Be-
schäftigten kritisiert. Kolleginnen und 
Kollegen u.a. von Zara, H&M, Sport-
scheck und Douglas solidarisierten sich 
dabei mit dem Betroffenen. Er setze sich 
für faire Arbeitszeitgestaltung, Gesund-
heitsschutz, Tarifbindung und menschen-
würdige Bedingungen in den Produk-
tionsländern ein und solle jetzt zum 
Schweigen gebracht werden. 

Proteste und Solidaritätsposts
kommen sogar aus Indien

Der Anlass für die Arbeitgeberseite: Der 
Betriebsratsvorsitzende hatte als Beisit-
zer im Rahmen der Einigungsstelle zu 
einer »Betriebsvereinbarung Arbeits-
zeit« einen Vorschlag zur Personalein-
satzplanung erarbeitet und per E-Mail 
vom Homeoffice aus an die Einigungs-
stelle verschickt. 

Die aktuellen Proteste gegen die Pri-
mark-Willkür reichen aufgrund des 
Engagements von Ralf Sander für die 
Solidaritätsarbeit entlang der Lieferket-
ten inzwischen bis nach Indien: Gewerk-
schaftsaktive posten in den sozialen 
Medien Solidaritätsbotschaften mit dem 
Slogan »Hands off! Ralf!«

  A N D R E A S  H A M A N N

Primark greift Betriebsräte an

K O N F L I K T E  U M  D I G I T A L I S I E R U N G  B E I  H & M  U N D  I K E A 

als aktiver Gewerkschafter auch die 
ehrenamtliche ver.di-Tarifkommission 
für den Einzelhandel in Berlin leitet, 
zugeordnet. 

In der Petition wird das so bewertet: 
»Aus unserer Sicht haben Sie nicht nur 
auf die Schnelle den Betriebsratsvorsit-
zenden »entsorgt«, sondern auch alle 
Mitarbeiter*innen der Filiale Spandau 
von den sozialen und wirtschaftlichen 
Vorteilen eines großen Wirtschaftsun-
ternehmens abgehängt.«

Die aktuelle Medienberichterstattung 
zu Thalia falle zurzeit eher negativ aus. 
Deshalb fordern die Unterzeichnenden: 
»Mit der Rücknahme der Kündigung 

Druck gesetzt. Wir brauchen dringend 
eine tarifliche Regelung, die bei der 
Einführung neuer Technologien einen 
guten Rahmen setzt – sonst kommen 
die Interessen der Beschäftigten unter 
die Räder.« 

In der Tarifrunde lässt sich
einiges in Gang setzen

Die Kolleg*innen selbst haben bei einer 
ver.di-Mitgliederbefragung sehr deut-
lich gemacht, welche Themen ihnen 
besonders unter den Nägeln brennen: 
Sie fordern unter anderem, dass ihre 
Arbeitsplätze und Einkommen gesichert 
werden und sich die Belastung nicht 
noch weiter erhöht. »Dafür müssen wir 
jetzt Druck machen«, betont Steinbeck. 
Erste Aktionen haben sie und ihre 
Kolleg*innen schon auf die Beine ge-
stellt, zum Beispiel am 8. März zum 
Internationalen Frauentag. »Jetzt 
zählt´s. Mit einer guten Tarifrunde kön-
nen wir auch dem Unternehmen zeigen, 
dass wir für unsere Rechte einstehen.«

Bei Ikea ist jetzt ebenfalls das Engage-
ment der Beschäftigten gefragt. Der 
Möbelkonzern hat die laufenden Ver-

handlungen über den »Tarifvertrag. 
Zukunft. Ikea« Mitte Februar plötzlich 
abgebrochen und möchte stattdessen 
eine Vereinbarung mit dem Gesamtbe-
triebsrat treffen. »Eine freiwillige Be-
triebsvereinbarung ist genau das, was 
der Name sagt: freiwillig. Sie bietet den 
Betriebsräten keine Durchsetzungsmög-
lichkeiten und den Beschäftigten keine 
Rechtssicherheit«, erklärt Maren Ulbrich, 
die bei ver.di für Ikea zuständig ist. Die 
Gesamtbetriebsräte sehen das genauso: 
Mit großer Mehrheit wiesen sie das 
Ansinnen der Unternehmensspitze zu-
rück und forderten die Wiederaufnah-
me der Tarifverhandlungen. Bei einer 
Button-Aktion Anfang März bekannten 
sich auch viele Beschäftigte öffentlich 
zum Tarifvertrag. Es wird sicher nicht 
die letzte Aktion dieser Art gewesen 
sein.  D A N I E L  B E H R U Z I

des Betriebsratsvorsitzenden Thomas 
Sielemann und der Aufnahme von Ta-
rifverhandlungen hätten Sie die Gele-
genheit, ein positives Signal zu senden.« 

 A N D R E A S  H A M A N N

Protestmails an 
Douglas-CEO 
Tina Müller

 FOTO: THIERMEYER GRAFIK: VER.DI

Aktion vor dem Hauptbahnhof in Hannover FOTO: TIM SCHAARSCHMIDT

GRAFIK: WWW.WELTBILD-VERDI.DE
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Aus offensichtlich fadenscheinigen 
Gründen erhielt der Gewerkschaf-

ter Tahir Mehmood bei Metro in Paki-
stan im Februar die Kündigung. Fehl-
zeiten aus dem Jahr 2017 mussten als 
Grund herhalten. Auch andere aktive 
Beschäftige wurden entlassen.

Tatsächlich dürfte die Metro AG in 
Pakistan Anstoß am Engagement der 
Gewerkschafter genommen haben, 
einen Tarifvertrag durchzusetzen. Denn 
der Konzern reagierte mit einer gewerk-
schaftsfeindlichen Kampagne, die sich 
besonders gegen Tahir Mehmood rich-
tete, Generalsekretär der Metro-Ha-
bib-Gewerkschaft.

»Wir fordern die Metro AG auf, den 
Kollegen Tahir Mehmood sofort wieder 
einzustellen und die Kampagne gegen 
die Gewerkschaft in Pakistan zu been-
den«, erklärte Stefanie Nutzenberger, 
für den Handel zuständiges Mitglied 
im ver.di-Bundesvorstand. 

Der internationale Gewerkschaftsbund 
UNI Global Union hat eine Online-Peti-
tion gestartet, um die Metro-Personal-
chefin zu einer Kursänderung aufzufor-
dern. Die Petition kann auf www.labour-
startcampaigns.net/show_campaign.cgi? 
c=4798 unterzeichnet werden.  G G

ohne Lohn auf die Straße gesetzt worden. 
Mittlerweile werde wieder produziert, 
oft aber zu noch schlechteren Bedingun-
gen und niedrigerer Bezahlung als vor 
Corona. Maren Ulbrich von ver.di  
betonte die Bedeutung gewerkschaft-
licher Netzwerkarbeit. Nötig sei es etwa, 
sich hartnäckig für einen besseren Ar-
beits- und Gesundheitsschutz einzuset-
zen, aktive Betriebsräte zu unterstützen 
und die Digitalisierung tarifpolitisch zu 
gestalten – national und international.

Der vom Bundeskabinett vorgelegte 
Entwurf eines Lieferkettengesetzes blei-
be weit hinter den UN-Leitprinzipien für 
Wirtschaft und Menschenrechte zurück, 
so die Bundestagsabgeordnete Eva 
Schreiber. »Das Gesetz schafft Anreize 
für Unternehmen, ihre Lieferkette mög-
lichst gar nicht zu prüfen.« Nachbesse-
rungen seien dringend nötig. Außerdem 
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D ie Bundesregierung hat ein Liefer-
kettengesetz auf den Weg ge-

bracht, das die Menschen- und Arbeits-
rechte bei der Produktion vieler Güter 
stärken soll. Doch es gibt Kritik am 
Entwurf, da das Gesetz Ausnahmen und 
Schlupflöcher enthält.

Anfang April diskutierten auf Einla-
dung der Bundestagsabgeordneten Eva 
Schreiber (Linke) unter anderem Albert 
Schmitt, Betriebsrat und GBR-Mitglied 
bei H&M, Dithhi Bhattacharya vom indi-
schen Centre for Worker’s Management 
und Maren Ulbrich aus dem ver.di- 
Bundesfachbereich Handel über das 
Thema Lieferketten. Alle waren sich 
einig, dass der Entwurf nachgebessert 
werden müsse. Seitens der Gewerkschaf-
ten und Betriebsräte funktioniere die 
internationale gewerkschaftliche Zusam-
menarbeit sehr gut, hieß es überein-

Gemeinsam für bessere Bedingungen

D I S K U S S I O N  Ü B E R  L I E F E R K E T T E N 

M itte April startete mit ersten Ver-
handlungen in Baden-Württem-

berg die diesjährige Entgelttarifrunde 
im Groß- und Außenhandel (GAH). Die 
Forderungen der Tarifkommissionen in 
den ver.di-Landesbezirken bewegen 
sich zwischen 4,5 Prozent plus Festbe-
trag und 6 Prozent oder Festbetrag für 
die Beschäftigten im GAH und dem 
genossenschaftlichen Großhandel. Ver-
langt werden auch spürbare Erhö-
hungen der Ausbildungsvergütungen.

»Es gibt keinerlei Grund
zur Zurückhaltung«

Alle Kommissionen setzen sich für die 
Allgemeinverbindlichkeit der Tarifver-
träge (AVE) sowie eine Laufzeit der 
anstehenden Entgeltvereinbarungen 
von zwölf Monaten ein. »Es gibt kei-
nerlei Grund zur Zurückhaltung«, stellt 
Manfred Wirsch klar, Leiter der ver.di-
Bundesfachgruppe GAH. »In etlichen 
Teilbranchen sind die Umsätze deutlich 
gestiegen. Das geht auf die Leistung der 
Kolleginnen und Kollegen zurück, die 
ihren Anteil am wirtschaftlichen Erfolg 
mit Recht beanspruchen.« Eine ange-
messene Entgeltsteigerung drücke die 
Wertschätzung für die Anstrengungen 
der Beschäftigten besser aus als Applaus 
von Balkonen, wie er zu Beginn der 
Corona-Pandemie oft erklungen war.

2020 hätten insbesondere die Teil-
branchen Pharma- und Baustoffgroß-
handel beim Umsatz stark zugelegt, 
heißt es in einer aktuellen Analyse Bert 
Warichs vom Berliner Wabe-Institut, die 
bei einer Tarifkoordinierungskonferenz 
am 23. März präsentiert wurde. Der 
Lebensmittelgroßhandel im Bereich Cash 
& Carry legte danach moderat zu. Am 
schlechtesten entwickelte sich im ersten 
Pandemie-Jahr der Großhandel mit Ma-

schinen und Ausrüstungen. Insgesamt 
sei aber »im Gegensatz zu anderen ex-
port- und investitionsabhängigen Bran-
chen« der Umsatzeinbruch im GAH 
ausge blieben.

Nur reale Anhebungen
schützen vor Altersarmut

Die Bedeutung der Beschäftigten des 
Groß- und Außenhandels für die Ge-
sellschaft sei mit Beginn der Corona-
Pandemie besonders deutlich gewor-
den, betont Manfred Wirsch. Sie hätten 
außerordentlich viel geleistet und 
bräuchten nun Entgelterhöhungen, die 
sich deutlich im Portemonnaie zeigen. 
»Einmalzahlungen, die die Arbeitgeber-

stimmend. Leider würde den Arbeitneh-
mervertretungen entlang der Lieferket-
ten die Arbeit schwer gemacht – von 
den Textilfabriken in Indien, Bangladesh 
und Sri Lanka bis in die Filialen von H&M, 
so Albert Schmitt.

Dithhi Bhattacharya beschrieb, wie 
sich die Chefs indischer Textilfabriken 
die Pandemie zunutze machten, um 
Gewerkschafter*innen loszuwerden: In 
der ersten Phase der Pandemie seien 
Fabriken geschlossen und Arbeiter*innen 

E in Jahr und vier Monate sind ver-
gangen, seit die Pharmagroßhändler 

Alliance Healthcare (AHD) und Gehe 
ihr Joint Venture bekanntgaben. Seit-
dem schwieg sich das Unternehmen 
über seine künftigen Pläne aus. Anfang 
April kündigte AHD/Gehe überraschend 
an, elf Niederlassungen mit insgesamt 
rund 400 Mitarbeiter*innen schließen 
zu wollen.

A H D / G E H E  A U F  S C H L I E S S U N G S K U R S  /  V E R . D I  F O R D E R T :  K O N Z E P T  S T A T T  K A H L S C H L A G P R O T E S T :

»Diesen Kahlschlag als erste Infor-
mation an die Gesamtbetriebsräte nach 
sechzehn Monaten Schweigen, das ist 
ein Unding!«, erklärte Siegmar Roder, 
der in der ver.di-Bundesfachgruppe 
Groß- und Außenhandel für den Phar-
magroßhandel zuständig ist. 

Noch im Herbst habe das Unterneh-
men bei Einigungsstellenterminen be-
hauptet, dass es keinerlei Planungen 
gebe: »Ganz offensichtlich die glatte 
Unwahrheit«. 

Mit den angekündigten Schließungen 
sollten nun wohl die Beschäftigten für 
die extremen Rabattschlachten der ver-
gangenen Jahre bezahlen, die die Ge-
winne im Pharmagroßhandel nahe Null 
gedrückt hätten.

Zunächst stehen die AHD-Niederlas-
sungen Saarbrücken, Leipzig, Itzehoe, 
Bayreuth, Osnabrück, Dresden, Kassel, 
Bochum und die Gehe-Niederlassung 
Günzburg auf der Schließliste. Mit der 
Fertigstellung eines Neubaus in Erlangen 
sollen schließlich noch der AHD-Stand-
ort in Würzburg und die Nürnberger 
Gehe-Niederlassung geschlossen werden. 

»Reines Abbauprogramm
ohne Strategie und Idee«

Außerdem wurden umfassende Re-
strukturierungen in den Zentralen sowie 
den verbleibenden rund 30 Niederlas-
sungen angekündigt. Siegmar Roder: 
»Offenbar will das Unternehmen seine 

Wertschätzung zeigen
mit höherem Lohn

Metro entlässt 
Gewerkschafter

KURZ & KNAPP

 WECHSEL AN BGHW-SPITZE: 
Neuer Vorstandsvorsitzender für die 
Arbeitgeberseite in der Berufsgenos-
senschaft Handel und Warenlogistik 
(BGHW) ist seit Anfang April Roland 
Kraemer. Er folgt Dr. Rainhardt von 
Leoprechting, der rund 13 Jahre an 
der Spitze der BGHW stand und auch 
künftig Vorstandsmitglied bleibt. 
 Leoprechting hat gemeinsam mit 
dem ver.di-Bundesfachgruppenvor-
sitzenden GAH, Manfred Wirsch, der 
für die Versicherten Vorstandsvorsit-
zender in der Genossenschaft ist, die 
Fusion von Einzelhandels- und Groß-
handels-Berufsgenossenschaften zur 
BGHW angestoßen. Roland Kraemer 
setzt auf Kontinuität und erklärte, 
dass er gemeinsam mit Manfred 
Wirsch auf Kurs bleiben werde.

 THYSSENKRUPP: Der anstehende 
Arbeitsplatzabbau beim Stahlgroß-
händler thyssenkrupp Materials Ser-
vices soll über einen Sozialplan und 
das Freiwilligenprogramm „Arm-
strong“ reguliert werden. Darauf 
haben sich Geschäftsleitung und GBR 
vor kurzem geeinigt. Zwischen dem 
1. und dem 30. Juni können die Be-
schäftigten sich für das Programm 
melden, das zusätzlich zu den Sozi-
alplan-Vereinbarungen sechs Mo-
natsgehälter bei gleichzeitigem Ar-
beitsplatzverlust bedeutet. Melden 
sich nicht ausreichend Freiwillige wird 
es betriebsbedingte Kündigungen 
geben – so sehen es die Vereinba-
rungen zwischen Geschäftsleitung 
und Gesamtbetriebsrat vor.

 FOTO: VER.DI

seite oft anbietet, sind nicht akzeptabel, 
da sie tabellenwirksame Lohnerhö-
hungen nicht ersetzen können. Nur 
reale Entgeltsteigerungen bedeuten 
letztlich auch Schutz vor Altersarmut.«

Wie auch im Einzelhandel wird der 
GAH parallel zur Entgeltrunde sich mit 
verschiedenen Aktionen für die Allge-
meinverbindlichkeit der Tarifverträge 
einsetzen. Mittlerweile sind rund 79 
Prozent der GAH-Betriebe nicht mehr 
tarifgebunden, da es seit dem Jahr 2000 
für Unternehmen möglich ist, Mitglied 
im Arbeitgeberverband ohne Tarifbin-
dung zu sein. Anknüpfend an die 
AVE-Kampagne des Jahres 2017 will 
ver.di in diesem Jahr neuerlich die 
 Bedeutung einheitlicher Tarifbedingun-
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gen auch für die GAH-Beschäftigten 
darlegen. 

Um die Allgemeinverbindlichkeit zu 
erreichen, ist allerdings ein gemeinsamer 
Antrag mit den Arbeitgeberverbänden 
notwendig. Die haben sich bisher strikt 
verweigert. Doch die andauernde Ta-
rifflucht sei verheerend, hieß es bei der 
Tarifkoordinierungskonferenz: Immer 
mehr GAH-Beschäftigte müssten ihren 
geringen Lohn mit Sozialleistungen auf-
stocken. Altersarmut sei programmiert, 
da sich mit Niedrigentgelten keine aus-
kömmliche Rente aufbauen lasse. Deshalb 
wird ver.di in nächster Zeit verstärkt das 
Gespräch über die AVE mit Abgeordne-
ten sowie Kandidat*innen für die dies-
jährige Bundestagswahl suchen. G G

OHNE UNS KEIN HANDEL!

Marktposition mit der Abrissbirne si-
chern. Das ist grundverkehrt, denn es 
stellt sich als reines Abbauprogramm 
ohne Strategie und Idee dar.« ver.di 
wolle gemeinsam mit den Betriebsräten 
nun eigene Vorschläge entwickeln. 

Zuvor werde ein bereits beauftragter 
Sachverständiger jede einzelne präsen-
tierte Planung auf ihren Sinn hin über-
prüfen. Als erstes fordern ver.di und 
die Gesamtbetriebsräte eine Beschäf-
tigungs- und Standortgarantie. Alle von 
Schließungen betroffenen Mitarbei-
ter*innen müssten außerdem ein An-
gebot zur Weiterbeschäftigung in der 
jeweils benachbarten Niederlassung 
erhalten. Und: »So lange die Überprü-
fung und wirtschaftliche Beratung nicht 
abgeschlossen ist, darf zudem keine 
Niederlassung geschlossen werden«, 
betont Siegmar Roder.

  G U D R U N  G I E S E

Mit der Abrissbirne

 Die Megafusion hat gravierende Folgen

müsse die gesamte Lieferkette abgedeckt 
werden, anstatt nur das letzte Glied in 
der Kette. Besonders schwere Menschen-
rechtsverletzungen passierten meist am 
Anfang der Lieferketten – auf Plantagen, 
in Minen und Fabriken. 

In Berlin haben am 22. April Mitglie-
der der »Initiative Lieferkettengesetz« 
bei einer Protestaktion vor der ersten 
Lesung des Gesetzes den Entwurf als 
zu schwach bewertet. Auf Kritik der 
Initiative, zu der auch ver.di gehört, stößt 
u.a. die Festlegung, dass ab Anfang 
2023 zunächst nur etwa 600 Firmen 
mit mehr als 3.000 Beschäftigten ge-
setzlich an unternehmerische Sorgfalts-
pflichten gebunden werden sollen. Ab 
2024 wird die Grenze auf 1.000 Be-
schäftigte gesenkt (knapp 3.000 Un-
ternehmen), dennoch bleiben viele 
relevante Firmen außen vor. Auch we-
gen weiterer Schwachstellen fordert die 
Initiative Nachbesserungen am Gesetz-
entwurf.  G G

https://www.labourstartcampaigns.net/show_campaign.cgi?c=4798
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Prof. Dr. Heinrich-Bed-
ford-Strohm, und der Vor-

sitzende der Deutschen Bi-
schofskonferenz, Dr. Georg 

Bätzing. 
»Das Jubiläum ist nicht nur dem his-

torischen Datum gewidmet, sondern 
auch der aktuellen Situation«, erklärte 
Stefanie Nutzenberger. Wir erleben 
derzeit massive Angriffe auf den arbeits-
freien Sonntag und deshalb ist es  wichtig 
und sehr erfreulich, dass wir in dieser 
Auseinandersetzung hochrangige Un-
terstützung für den Schutz des arbeits-
freien Sonntags gewinnen konnten.« 
Stefan Eirich betonte:»Wir brauchen 
den Sonntagsschutz mehr denn je«. 

Und Gudrun Nolte ergänzte: »Der ar-
beitsfreie Sonntag hat nicht nur in Co-
rona-Zeiten, sondern auch im weiteren 
Wandel der Arbeitswelt einen ungemein 
wichtigen Platz – er ermöglicht eine 
gemeinsame Pause, frei verfügbare Zeit 
für alle, ein Innehalten und Kraft tan-
ken.« 

In Zeiten des Homeoffice und der 
Digitalisierung sei das Grundrecht auf 
die arbeitsfreien Sonn- und Feiertage 
»schützenwerter denn je«, betonte 
Festredner Heribert Prantl, langjähriges 

Konstantin ein entsprechen-
des Edikt erlassen worden.

Neben Vorträgen von  Heribert 
Prantl und des Juristen Dr. Friedrich 
Kühn, der unter Beteiligung der Allianz 
viele Grundsatzurteile zum Sonntags-
schutz erstritten hat, gab es eine Podi-
umsdiskussion. Daran nahmen Stefanie 
Nutzenberger, der Bundespräses der 
Katholischen Arbeitnehmerbewegung 
Deutschlands (KAB), Stefan Eirich, und 
die Vorsitzende des Evangelischen Ver-
bandes Kirche-Wirtschaft-Arbeitswelt 
(KWA), Gudrun  Nolte, teil.

Zu Wort kamen per Videobotschaft 
außerdem Vertreterinnen und Vertreter 
aus Politik, Kultur, Gewerkschaften und 

Kirchen, so Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil. Er erlärte, dass »der freie 
Sonntag ein Grundrecht ist »und »das 
verteidige ich im Zweifelsfall auch ge-
gen ökonomische Interessen.« Kultur-
staatsministerin Monika Grütters sagte, 
der Sonntag biete einen Schutzraum, 
der uns dem Zugriff der kapitalistischen 
Logik entziehe. Weitere Statements 
lieferten u.a. der ver.di-Vorsitzende 
Frank Werneke, der DGB-Vorsitzende 
Reiner Hoffmann, der Ratsvorsitzende 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, 

Mitglied der Chefredaktion »Süddeut-
sche Zeitung«. Er würdigte u.a. die 
Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts von 2009, durch die das 
»Grundrecht auf Achtung der Sonn-
tagsruhe« wiederentdeckt und aufpo-
liert worden sei. Die Bundesrichter 
hätten es in ihrem menschenfreundli-
chen Urteil mit weiteren Grundrechten 
verbunden: Unter anderem mit dem 
Schutz der Beschäftigten und mit dem 
Schutz der Familie. 

Tricks der Regierung in NRW 
ernten Kritik und Spott

Als »Argument wie von Schweinchen 
Schlau« verspottete Prantl die Begrün-
dung, mit der die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen vier verkaufsoffene 
Sonntage in der Vorweihnachtszeit 2020 
und einen am 3. Januar 2021 genehmi-
gen wollte. Die angeführte »Vermeidung 
von Infektionsgefahren« durch »Entzer-
rung der Kundenströme« zog auch beim 
Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster 
nicht: Die Richter kassierten eine ent-
sprechene Verordnung als rechtswidrig, 
die Geschäfte blieben zu.

Friedrich Kühn, erfolgreicher Anwalt 
in Sachen Sonntagsschutz, ging auf das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom Januar 2021 ein, mit dem Amazon 
eine heftige Abfuhr erteilt worden ist: 
Höchstrichterlich bestätigt wurde eine 
Entscheidung des OVG Münster, das 
2015 die Genehmigung der Arbeit an 
zwei Adventssonntagen im Versandzen-
trum Rheinberg untersagt hatte. Dies 
sei »ein großer Erfolg in dem Bemühen, 
den Sonntagsschutz auch bezüglich des 
Arbeitszeitgesetzes zu stärken«, hob 
der Jurist hervor.

   A N D R E A S  H A M A N N

Es gibt unbestritten Gewinner und 
Verlierer in der Pandemie, aber unterm 
Strich konnten z.B. im Einzel- und Ver-
sandhandel die Umsätze 2020 real um 
knapp vier Prozent gesteigert werden. 
Einen großen Sprung machte der On-
line-Handel mit einem Zuwachs von 20,8 
Prozent auf 71,5 Mrd. Euro, aber auch 
der Lebensmittelhandel mit seinem recht 
hohen Nonfood-Anteil – beispielsweise 
Kleidung – boomte. Gleichzeitig ver-
zeichnete der Mode- und Innenstadt-
handel starke Einbußen. Bei tarifgebun-
denen Unternehmen, die wirklich durch 
Corona und Lockdown in die Krise 
geraten sind, ist ver.di für tarifpolitische 
Lösungen bereit, um Beschäftigung zu 
sichern und die Unternehmen zukunfts-
fest zu machen. 

Die meisten Beschäftigten im Handel 
leisten einen Knochenjob und arbeiten 
seit über einem Jahr unter extrem 
schwierigen Bedingungen. Viele ande-
re haben in dieser Zeit starke finanzi-
elle Einbußen durch Kurzarbeit hinneh-
men müssen. Dafür kann und muss es 
einen Ausgleich geben und zwar nicht 
in Form von Einmalzahlungen oder Prä-
mien, sondern als tabellenwirksame 
Erhöhungen, die sich auch in zukünf-
tigen Tarifrunden für die Berechnungen 
auswirken. Angepeilt wird eine Laufzeit 
der Tarifverträge von 12 Monaten. 

Für ver.di bleibt die Forderung nach 
Tarifverträgen, die nach einer Allgemein-
verbindlichkeitserklärung (AVE) der 
zuständigen Arbeitsministerien für alle 
Unternehmen verbindlich gelten, ganz 
oben auf der Tagesordnung. Die Tarif-
abschlüsse sollen mit Hilfe einer Geset-
zesnovelle auch gegen den Willen der 
Arbeitgeber für allgemeinverbindlich 
erklärt werden können, so der Kern der 
AVE-Initiative »Einer für alle«. Dafür 
wird auch mit Blick auf die Bundestags-
wahl bis zum Herbst bei verschiedenen 
Aktivitäten geworben.  A H A
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ihnen bessere Posten zugesagt hatte. 
Am Ende setzte sich die unternehmens-
nahe Liste bei der Wahl durch – nicht 
zuletzt wegen massiver Unterstützung 
im Wahlkampf, während den Kandi-
dat*innen der ver.di-nahen Liste jegliche 
Werbung im Betrieb verwehrt wurde. 
Mit 29 gegen 16 Stimmen gewann En-
de Januar die genehme gegen die ge-
werkschaftliche Liste; im Betriebsrat 
bildete sich das im Verhältnis von drei 
gegen zwei Sitzen ab.

Die Geschäftsleitung wollte weiterhin 
den Initiator der ursprünglichen Wahl 
loswerden, der für die gewerkschaftli-
che Liste in den Betriebsrat gewählt 
worden war. Er erhielt gleich mehrere 
Kündigungen. Der fünften stimmte die 
Betriebsratsmehrheit zu. Wegen der 
vielen Unregelmäßigkeiten rund um die 
Wahl beantragte ver.di vor dem Arbeits-
gericht Radolfzell, die Betriebsratswahl 
für ungültig zu erklären. Nach dem 
Gütetermin kam es zur Einigung zwi-
schen BR und ver.di auf Rücktritt und 
Neuwahl. Markus Klemt: »Beide Seiten 
wollen sich nun um einen möglichst von 
gegenseitigem Respekt geprägten Neu-
start bemühen.«

Die Ereignisse im Südbadischen ma-
chen einmal mehr deutlich, dass die von 
Edeka forcierte »Privatisierung« vieler 
Filialen für die Beschäftigten nichts Gu-
tes bedeutet. Bei der anstehenden 
Übernahme von mehr als 50 real-Märk-
ten durch Edeka gilt es deshalb, recht-
zeitig auf den Erhalt von Mitbestim-
mungsrechten und Tarifvereinbarungen 
zu bestehen. G G
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D ie Attacken auf den arbeitsfreien 
Sonntag, der durch das Grundge-

setz geschützt ist, ebben stets nur kurz-
zeitig ab. Nach jeder juristischen Nie-
derlage der Lobbyisten des Arbeitge-
berverbandes HDE und ihrer Verbün-
deten ist es eine Weile etwas stiller. 
Danach wird das nächste Fass aufge-
macht. Derzeit propagieren sie unter 
dem Vorwand von Corona erneut die 
völlige Freigabe der Sonntagsöff-
nungen. »Dem werden wir auch wei-
terhin Widerstand entgegensetzen, 
denn der Sonntag gehört den Beschäf-
tigten und ihren Familien«, so ver.di-
Bundesvorstandsmitglied Stefanie Nut-
zenberger.

Um die Verteidigung des »Jahrtau-
sendgrundrechts« arbeitsfreier Sonntag, 
wie es der Jurist und Publizist Prof. Dr. 
Heribert Prantl in seinem Vortrag nann-
te, ging es am 3. März 2021 bei einer 
virtuellen Jubiläumsveranstaltung. Ge-
meinsam mit ihren kirchlichen Bünd-
nisorganisationen in der »Allianz für 
den freien Sonntag« hatte die Gewerk-
schaft ver.di dazu eingeladen, denn an 
diesem Tag jährte sich der arbeitsfreie 
Sonntag zum 1700. Mal: Im Jahr 321 
war vom damaligen römischen Kaiser 

V I R T U E L L E  J U B I L Ä U M S V E R A N S T A LT U N G  M I T  P R O M I N E N T E R  B E T E I L I G U N G

»Arbeitsfreier Sonntag ist
schützenswerter denn je«

T A R I F R U N D E  2 0 2 1

Alle Videobotschaften und die Aufzeichnung der  
Jubiläumsveranstaltung sind unter folgendem Link zu finden:

www.allianz-fuer-den-freien-sonntag.de/jubilaeum/

Veranstaltung 1.700 Jahre freier Sonntag FOTO: MATTHIAS RABBE
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D ie Aufteilung der SB-Warenhaus-
kette real unter den Konkurrenten 

geht voran. Mitte März hat das 
 Bundeskartellamt Edeka die Freigabe 
für bis zu 51 der zum Kauf angemel-
deten Filialen erteilt. Bei sechs davon 
ist die Übernahme an Auflagen – Ver-

mietung von Teilflächen 
oder Schließung anderer 
Filialen – gebunden. 
Davor hatten bereits 
das tarifgebundene 
Unternehmen Kauf-
land (92 Märkte) bzw. 
das tarifflüchtige Un-
ternehmen Globus (24 
Märkte) grünes Licht be-
kommen. Für die Beschäf-
tigten an rund 100 Standorten gibt 
es noch überhaupt keine Klarheit über 
die Zukunftsperspektiven.

ver.di hat im Zusammenhang mit der 
Edeka-Entscheidung die Erwartung be-
kräftigt, dass alle Erwerber die  
ver.di-Flächentarifverträge für den Ein-
zel- und Versandhandel verbindlich 
anwenden. Bei den Edeka-Regionalge-
sellschaften ist dies zurzeit davon ab-
hängig, ob der jeweilige real-Markt in 
eines der tarifgebundenen Regieunter-
nehmen eingegliedert oder von selbst-
ständigen Kaufleuten betrieben wird. 
Bei letzteren gibt es in der Regel keine 
Tarifbindung und keine Betriebsräte. 

In der Edeka-Region Nordbayern- 
Sachsen-Thüringen werden die über-
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Nach real-Kauf in die Tarifbindung!
nommenen real-Märkte direkt 

unter selbstständigen Kauf-
leuten des Edeka-Verbunds 
ausgeschrieben, berich-
tete jetzt die »Lebens-
mittel-Zeitung«. In der 
benachbarten Region 
Südwest würden sie zu-

nächst als Regiemärkte 
geführt.

»Die Absicherung der Arbeits-
plätze, die Anwendung der ver.di-Ta-
rifverträge und die Sicherung der Be-
triebsratsstrukturen sind das Mindeste, 
das wir von Edeka – wie von allen Er-
werbern der real-Filialen – erwarten«, 
betonte Bernhard Franke, der in Ba-
den-Württemberg für den Handel zu-
ständige ver.di-Fachbereichsleiter. 

Wie berichtet, hat Kaufland ver.di 
weitreichende Absicherungen und Ver-
besserungen für das Personal der Über-
nahmefilialen zugesichert. So sollen 
alle bisherigen Beschäftigten von real 
ohne Unterbrechung übernommen und 
bei Kaufland wieder nach den ver.di- 
Flächentarifverträgen für den Einzel- und 
Versandhandel bezahlt werden.  
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